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An die Mitglieder der 
Arbeitsgemeinschaft Jugendhilfe        

 
 
 
 
 
 
 
 
09.06. 2026 
 
 
Antrag der Arbeitsgemeinschaft Jugendhilfe zur Aufnahme in die Tagesordnung des Ju-
gendhilfeausschusses am  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Die Arbeitsgemeinschaft Jugendhilfe in der Stadt Bergisch Gladbach beantragt den folgenden 
Beschluss im Jugendhilfeausschuss zu fassen: 
 
 
Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Bergisch Gladbach zu 
beschließen: 
 
1. Bei der Planung und Umsetzung von Investitionsmaßnahmen aus dem Sonderver-
mögen im Rahmen des NRW-Infrastrukturgesetzes 2025 bis 2036 sind Orte der Kinder- 
und Jugendarbeit sowie Angebote der non-formalen Bildung ausdrücklich als Teil der 
Bildungsinfrastruktur in Bergisch Gladbach zu berücksichtigen. 
 
2. Der Rat der Stadt Bergisch Gladbach bekräftigt die Zielsetzung des NRW-
Infrastrukturgesetzes, wonach die Investitionsmittel vorrangig für Bildungs- und Betreu-
ungsinfrastruktur eingesetzt werden sollen, und strebt an, hierfür einen Großteil der der 
Stadt Bergisch Gladbach zugewiesenen Investitionsmittel vorzusehen. 
 
Die Verwaltung der Stadt Bergisch Gladbach wird beauftragt: 
 
1. Bei allen Investitionsmaßnahmen, die dem Bereich Bildungs- und Betreuungsinfra-
struktur zugeordnet werden, Orte der Kinder- und Jugendarbeit sowie Einrichtungen 
freier Träger der Jugendhilfe systematisch zu berücksichtigen und dies zu dokumentie-
ren. 
 
2. Eine strukturierte Abfrage zum Investitionsbedarf bei allen anerkannten freien Trä-
gern der Jugendhilfe in Bergisch Gladbach durchzuführen, die Ergebnisse aufzuberei-
ten und im Jugendhilfeausschuss vorzustellen. 
 

 
Arbeitsgemeinschaft 
Jugendhilfe 
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   ________________________________________________________________________________
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3. Die gemeldeten Bedarfe der freien Träger der Jugendhilfe auf Förderfähigkeit im 
Rahmen des NRW-Infrastrukturgesetzes 2025 bis 2036 zu prüfen und dem Jugendhil-
feausschuss zur Beratung vorzulegen. 
 
4. Sämtliche geplanten Investitionen, die der Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur zu-
geordnet werden und in den Zuständigkeitsbereich des Jugendhilfeausschusses fallen, 
in die Beratungsfolge des Jugendhilfeausschusses einzubringen, bevor eine abschlie-
ßende Entscheidung erfolgt. 
 
BEGRÜNDUNG: 
 
Mit dem NRW-Infrastrukturgesetz 2025 bis 2036 stehen der Stadt Bergisch Gladbach 
Investitionsmittel aus einem Bundes-Sondervermögen zur Verfügung. Ein wesentlicher 
Schwerpunkt liegt dabei auf der Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur. 
 
Der Begriff der Bildungsinfrastruktur ist im Gesetz bewusst offen gefasst und ermöglicht 
es den Kommunen, eigene Schwerpunkte zu setzen. Orte der Jugendarbeit und der 
non-formalen Bildung sind zentrale Bildungsorte junger Menschen in Bergisch Glad-
bach. Sie leisten einen wesentlichen Beitrag zur Persönlichkeitsentwicklung, zur gesell-
schaftlichen und sozialen Teilhabe, zur Demokratieförderung sowie zur Prävention. 
 
Jugendzentren, Gruppenräume, Bildungsstätten, Angebotsorte der verbandlich organi-
sierten Kinder- und Jugendarbeit sowie zugehörige Funktions- und Lagerräume sind 
damit fester Bestandteil einer ganzheitlichen kommunalen Bildungslandschaft. Gleich-
zeitig besteht auch in Bergisch Gladbach in vielen Bereichen der Jugendinfrastruktur 
ein erheblicher Investitionsstau. Sanierungsbedarfe, fehlende barrierefreie Zugänge, 
unzureichende energetische Standards oder fehlende räumliche Kapazitäten erschwe-
ren die Arbeit der freien Träger der Jugendhilfe und wirken sich unmittelbar auf die An-
gebote für Kinder und Jugendliche aus. 
 
Da die konkrete Auswahl der Investitionsmaßnahmen auf kommunaler Ebene erfolgt, ist 
es erforderlich, die Kinder- und Jugendarbeit frühzeitig und verbindlich in die Planungen 
einzubeziehen. Der Jugendhilfeausschuss übernimmt dabei eine zentrale fachliche und 
politische Rolle. 
 
Eine systematische Abfrage und Beratung der Bedarfe stellen sicher, dass die Investiti-
onsmittel zielgerichtet, bedarfsgerecht und im Sinne junger Menschen eingesetzt wer-
den. Orte der Jugendarbeit sind Bildungsorte im Sinne einer ganzheitlichen kommuna-
len Bildungslandschaft. Ihre Berücksichtigung ist daher nicht nur fachlich geboten, son-
dern auch Ausdruck einer kinder- und jugendrechteorientierten kommunalen Praxis. 
 
 

 
 
Für die Arbeitsgemeinschaft Jugendhilfe 
Frank Köchling 
Vorsitzender


